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Die Schweiz hat ein hochwertiges Ver­
kehrssystem, das zunehmend an Belastungs­
grenzen stösst. Die Staustunden summieren 
sich allein auf den Nationalstrassen auf 20 000 
pro Jahr.1 Auch die Systeme des öffentlichen 
Verkehrs (ÖV) sind zu Stosszeiten in vielen 
Landesteilen überlastet. Zudem ist das 
Schweizer Verkehrssystem sehr teuer. Gemäss 
Transportrechnung des Bundes betragen die 
Gesamtkosten des Strassenverkehrs 70,5 Mrd. 
Franken und die des Schienenverkehrs 11,4 
Mrd. Franken pro Jahr.2

Aufgrund falscher Weichenstellungen be­
findet sich die Verkehrspolitik in einer 
Kostenspirale zwischen wachsenden Mobili­
tätsbedürfnissen und subventioniertem Kapa- 
zitätsausbau. Es erstaunt daher nicht, dass 
sich die Mobilitätsnachfrage teilweise von 
demografischen und ökonomischen Wachs­
tumstrends entkoppelt hat (siehe Grafik 1). 
Während 2000–2011 die Bevölkerung um 
10% und das Bruttoinlandprodukt um 21% 
zunahmen, stiegen die Fahrleistung auf den 
Nationalstrassen doppelt so schnell (um 
41%) und die auf der Schiene gefahrenen 
Personenkilometer sogar um 54%. 

Drei Strukturfehler der Verkehrspolitik

Um aus dieser Kostenspirale auszubre­
chen, müssten drei Strukturfehler der Schwei­
zer Verkehrspolitik behoben werden:

–– Die massive Subventionierung des Ver­
kehrs mit Steuergeldern heizt die Nach­
frage an. So liegt etwa der Kosten­
deckungsgrad im Schienenverkehr bei 
nur 41%;3 den Rest zahlt der Steuerzahler 
über unterschiedliche und wenig transpa­
rente Kanäle.

–– Die fehlende Differenzierung der Preise 
verhindert eine gleichmässigere Auslas­
tung der Verkehrssysteme. Während die 
Züge zu den Stosszeiten überfüllt sind 
(siehe Grafik 2), beträgt die durchschnitt­
liche Sitzplatzauslastung der SBB im Regi­
onalverkehr nur 20% und im Fernverkehr 
32%.4 Die Fluggesellschaft Swiss, mit ähn­
lichen Fixkosten und Nachfragespitzen 
konfrontiert, kommt dank ausdifferen­
zierter Tarife auf 81%.

–– Durch die Politisierung der Investitions­
entscheide werden Milliardenbeträge 
fehlgeleitet. Während das Nationalstras­

sennetz auf den Hauptarterien überlastet 
ist, werden auf kaum befahrenen Neben­
strecken im Jura und Oberwallis Auto­
bahnen für 9 Mrd. Franken durch den 
Berg getrieben.

Die Lösung für diese Strukturfehler liegt 
im «Mobility Pricing», also der Anwendung 
marktwirtschaftlicher Preismechanismen im 
Verkehr. Konkret bedeutet dies einen höhe­
ren Grad an Benutzerfinanzierung, eine stär­
kere Preisdifferenzierung nach Zeiten und 
Strecken sowie Investitionsentscheide, die 
auf Kosten-Nutzen-Erwägungen basieren, 
nicht auf einem föderalen Wunschkonzert. 
Mobility Pricing ist ein ökonomisches Prin­
zip und bedeutet in der Essenz möglichst 
grosse Kostenwahrheit. Die Folge wären ge­
ringere Kosten, weniger Staus, bessere Kapa­
zitätsauslastung und mehr Fairness – denn 
wer Mobilität konsumiert, zahlt dafür.

Umschichtung in der Finanzierungsbasis

Verkehrspolitisch bedeutet die Einfüh­
rung von Mobility Pricing eine Umschich­
tung der Finanzierungsbasis weg von Steu­
ern und hin zu benutzerabhängigen Tarifen 
und Gebühren. Diese Umschichtung sollte 
fiskalisch neutral erfolgen; Tariferhöhungen 
sollten durch Steuersenkungen an anderen 
Stellen kompensiert werden. Die Einführung 
des Mobility Pricing sollte zudem auf Schie­
ne und Strasse gleichermassen erfolgen, 
denn eine einseitige Belastung hätte eine Ver­
kehrsverlagerung zur Folge, die neue Eng­
pässe schaffen würde.

Es gibt viele kleinere und grössere Schritte 
in Richtung eines umfassenden Mobility Pri­
cing – von einer Strassen-Maut («Road Pri­
cing») für Tunnel oder Innenstädte über eine 
Alpentransitbörse bis hin zu elektronischen 
ÖV-Tickets. Viele dieser Instrumente sind im 
Ausland bereits erprobt. Dank technologi­
schem Fortschritt – wie z. B. satellitenbasierte 
Navigation, kontaktloser Datenaustausch und 
elektronische Bezahlsysteme – werden die An­
wendungen für Mobility Pricing immer kos­
tengünstiger und benutzerfreundlicher.

Noch aber herrscht das alte Paradigma, 
wie zwei grosse Finanzierungspakete zeigen: 
Die im Juni 2013 vom Parlament angenom­
mene Fabi-Vorlage etabliert einen Finanzie­
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schlag im Sinne eines Mobility Pricing. Auch 
wenn die grosse Reformchance bislang unge­
nutzt blieb, sollten die beiden Fonds durch 
Reformen auf der Einnahmen- und Ausga­
benseite zu möglichst geschlossenen Finan­
zierungskreisläufen für Strasse und Schiene 
weiterentwickelt werden.

LSVA als erfolgreiches Mobility Pricing

Dass Mobility Pricing auch in der Schweiz 
funktionieren kann, zeigt die LKW-Maut: 
Die 2001 eingeführte Leistungsabhängige 
Schwerverkehrsabgabe (LSVA) ist differen­
ziert nach Fahrleistung, Emissionen und Ge­
wicht; die Nutzer zahlen also proportional zu 
den verursachten Kosten. Die LSVA führte 
auch zu einer Verkehrsverlagerung auf die 
Schiene, wenn auch nicht im gewünschten 
Umfang. Zudem generierte die LSVA inner­
halb von 12 Jahren Einnahmen in Höhe von 
14 Mrd. Franken, die in den Bau und Unter­
halt der Infrastruktur flossen. Die Installati­
onskosten (290 Mio. Franken) und die jährli­
chen Betriebskosten (90 Mio. Franken) sind 
im Vergleich dazu relativ bescheiden. Das 
Schweizer Modell macht Schule: Inzwischen 
haben auch Deutschland und Österreich eine 
ähnliche LKW-Maut eingeführt.

Ein weiteres Instrument zur Erhebung 
von Benutzergebühren im Strassenverkehr 
wäre die Tunnel-Maut. Tunnel gehören zu 
den teuersten Infrastrukturen und sind oft 
stauanfällig. Die Erhebung einer Maut ist 
hingegen relativ einfach. In Österreich gibt es 
sechs alpenquerende «Sondermautstrecken», 
auf denen die Maut meist an Tunneln von 
mehr als 5 Kilometern Länge erhoben wird. 
Die jährlichen Einnahmen in Höhe von 150 
Mio. Euro fliessen in den Ausbau und Unter­
halt des Nationalstrassennetzes.5

Alternative Mautsysteme

In der Schweiz bietet sich der Gotthard-
Tunnel als Pilotprojekt für die Einführung 
einer Tunnelmaut an. Dieser ist mit 17 Kilo­
metern der längste Strassentunnel, liegt auf 
der Haupttransitroute und ist von wieder­
kehrenden Staus betroffen. Vor allem aber 
wird seine Sanierung den Steuerzahler um 
die 2 Mrd. Franken kosten. Eine Tunnel-
Maut könnte nicht nur die Finanzierung die­
ser Investition gewährleisten, sondern auch 
zu der Vermeidung von Staus, der Verkehrs­
verlagerung auf die Schiene und der Interna­
lisierung der externen Kosten des Transitver­
kehrs beitragen.

Eine City-Maut könnte hingegen die Ver­
kehrsüberlastung in Städten wie Zürich oder 
Genf lindern. Ein mögliches Vorbild ist Stock­
holm, wo eine solche Gebühr 2006 eingeführt 

rungsfonds für den Ausbau der Schienen­
infrastruktur, sieht aber keine nennenswerte 
Erhöhung des Eigenfinanzierungsgrads vor 
– von der Abschmelzung des Pendlerabzugs 
abgesehen. Mit einer zweiten Vorlage soll 
ein  Nationalstrassenfonds (NAF) geschaffen 
werden, für den Vignettenpreise und Treib­
stoffzuschlag erhöht werden sollen. Da der 
Benzinverbrauch von der Fahrleistung ab­
hängig ist, wäre zumindest der Treibstoffzu­

1	 Vgl. Astra (2013).
2	 Vgl. BFS (2009).
3	 Vgl. BFS (2013).
4	 Vgl. SBB (2013).
5	 Vgl. Asfinag (2012).
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Grafik 1

Mobilität wächst schneller als Bevölkerung und Wirtschaft
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Grafik 2

Das Problem der Nachfrageschwankungen am Beispiel des Bahnverkehrs
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Das ideale Instrument zur Einführung ei­
nes umfassenden Mobility Pricing im ÖV 
wäre jedoch ein elektronisches Ticket, das 
den Komfortfaktor eines GA mit variablen 
Tarifen kombiniert. Auch beim E-Ticketing 
haben sich die Niederlande als Pionier er­
wiesen. Zwischen 2005 und 2012 wurde das 
E-Ticket schrittweise im ganzen Land ein­
geführt und umfasst inzwischen alle ÖV-Sys­
teme. Die Karte kann verschiedene Abonne­
ments und Tickets speichern. Beim Ein- und 
Aussteigen werden Fahrtantritt und -ende 
registriert und der Ticketpreis von einem 
persönlichen Konto abgebucht. Das E-Ticket 
erleichtert auch die Einführung neuer Pro­
dukte und Tarifstrukturen.

Internationale Fallbeispiele zeigen die 
Machbarkeit

Das Mekka des Mobility Pricing ist jedoch 
Singapur, wo im Rahmen eines umfassenden 
Systems zum Verkehrsmanagement diverse 
finanzielle Anreizinstrumente zum Einsatz 
kommen. Singapur führte bereits 1975 als 
erstes Land weltweit eine Strassen-Maut ein 
und entwickelte diese sukzessive weiter. Um 
die Zahl der Autos in dem dichtbesiedelten 
Stadtstaat zu begrenzen, werden zudem die 
Zulassungen kontingentiert und allmonat­
lich versteigert. Eine zehn Jahre gültige Zu­
lassung für einen Kleinwagen kostet inzwi­
schen 65 000 Franken. Die ÖV-Tarife sind 
zeitlich gestaffelt, es gibt ein multimodales 
E-Ticket für alle ÖV-Verkehrsträger und 
Softwareprogramme für Smartphones zur 
Optimierung der persönlichen Verkehrsrou­
ten, Reisezeiten und Verkehrsträger.

Schrittweise Einführung in der Schweiz

Die Fallbeispiele aus dem Ausland zeigen, 
dass sich die Prinzipien des Mobility Pricing 
auf vielfältige Weise anwenden lassen. Auch 
in der Schweiz könnte Mobility Pricing einen 
wichtigen Beitrag zur Lösung der Verkehrs­
probleme leisten. Die Umsetzung sollte 
schrittweise und über einen längeren Zeit­
raum erfolgen. Im Bahnverkehr beispiels­
weise könnte die Politik eine Zielvorgabe für 
die Erhöhung des Kostendeckungsgrades 
definieren, etwa bis 2020 von 41% auf 50% 
und bis 2030 auf 60%. Im Strassenverkehr 
sollte man unterscheiden zwischen Refor­
men für die kurze Frist (z.B. Benzinpreiser­
höhung), die mittlere Frist (z.B. Tunnel- oder 
Citymaut) und die lange Frist (nationale 
Strassenmaut). Angesichts der zunehmenden 
Verkehrsprobleme ist es an der Zeit, diese 
Reformen in Angriff zu nehmen� 

wurde. Auf den Zufahrtsstrecken in die In­
nenstadt werden die Autos bei der Ein- und 
Ausfahrt elektronisch erfasst. Die Gebühren 
variieren zeitlich, um Anreize zur Stauvermei­
dung zu setzen. Während der gebührenpflich­
tigen Zeit (6.30–18.30 Uhr) nahm der Ver­
kehr um 15%–20% ab.6 Die Nettoeinnahmen 
von ca. 50 Mio. Franken/Jahr fliessen in den 
Strassenbau. Die Bevölkerung Stockholms, 
die anfangs gegen die Einführung einer City-
Maut war, befürwortet die Strassengebühr in­
zwischen mit grosser Mehrheit.

Noch ambitionierter war man zunächst in 
den Niederlanden: 2006 wurde ein Projekt 
für eine nationale Strassen-Maut lanciert, 
nach einem Regierungswechsel 2010 jedoch 
kurz vor der Einführung gestoppt. Anlass für 
das Projekt waren die massiven Stauproble­
me in dem dichtbesiedelten Land. Der Plan 
sah vor, alle fixen Fahrzeuggebühren durch 
eine kilometerabhängige Gebühr zu erset­
zen.7 Mit einer zeitlichen und streckenab­
hängigen Differenzierung der Tarife sollten 
Anreize zur Stauvermeidung geschaffen und 
mittels Einnahmen von ca. 7 Mrd. Euro pro 
Jahr der Unterhalt des Strassennetzes sicher­
gestellt werden. Die Installation der Maut-
Infrastruktur sollte 2,2 Mrd. Euro kosten 
und der jährliche Unterhalt bei maximal 5% 
der Einnahmen liegen.

Tarifreformen im öffentlichen Verkehr

Während beim Strassenverkehr technisch 
aufwändige Maut-Systeme benötigt werden, 
kann eine grössere Preisdifferenzierung im 
ÖV leichter eingeführt werden, da der Nut­
zer ohnehin für eine spezifische Fahrt ein 
Billet löst. Der Schlüssel für die Einführung 
des Mobility Pricing im Schweizer ÖV liegt 
in der Reform des Tarifsystems und der Pro­
duktpalette. Hauptziele wären dabei die Er­
höhung des Kostendeckungsgrades sowie ei­
ne stärkere Ausdifferenzierung der Tarife, 
um Verkehrsspitzen zu brechen und brach­
liegende Kapazität in den Talzeiten besser zu 
nutzen. Durch eine Dämpfung der Verkehrs­
nachfrage liessen sich zudem teure Kapazi­
tätsausbauten vermeiden.

Eine Priorität bei der Reform des Tarifsys­
tems wäre die Erhöhung der Fahrpreise wäh­
rend der Rushhour und auf besonders über­
lasteten Strecken, wie zwischen Zürich und 
Bern. Längerfristig wäre die Abschaffung des 
Generalabonnements (GA) sinnvoll, denn 
diese «Flat-Rate» reduziert die Kosten jeder 
zusätzlichen Fahrt auf Null und schafft An­
reize für Überkonsum. Ein erster Schritt wä­
re die Abschaffung des Rentner-GA und der 
Ersatz durch ein vergünstigtes «Talzeiten-
GA» für alle Altersgruppen, das nur ausser­
halb der Rushhour gültig ist. 
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Ausführliche Studie

Dieser Artikel ist eine Zusammenfassung 
des Diskussionspapiers «Mobility Pricing: 
Wege zur Kostenwahrheit im Verkehr». 
Dieses kann auf der Webseite von Avenir 
Suisse heruntergeladen werden: www.avenir-
suisse.ch/30223.
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